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TOP I  Gesundheits-, Sozial- und ärztliche Berufspolitik   

  Titel:  Register zur Erfassung von Gründen für die Nichtaufnahme von Patienten in die 

Warteliste zur Organtransplantation  

Vorstandsüberweisung  

   

 

Der Beschlussantrag von Herrn Prof. Dr. Dr. habil. Dietrich und Herrn Dr. Scholze 

(Drucksache I - 39) wird zur weiteren Beratung an den Vorstand der Bundesärztekammer 

überwiesen:  

Nach § 10 Abs. 2 Satz 1 TPG sind die Zentren verpflichtet, Gründe für die Nichtaufnahme 

von Patienten in die Warteliste zur Organtransplantation und für die Entfernung von 

Patienten aus der Warteliste zu dokumentieren. Dieser Verpflichtung wird kaum 

nachgekommen, die diesbezüglichen Daten werden deshalb nicht zentral erfasst.  

Deshalb wird  die Bundesärztekammer gebeten, 

1. zu überprüfen, in welchem Ausmaß es hier zu Verstößen gegen die 

Dokumentationspflicht kommt.  

2. verbindliche Daten mit ausreichender klinischer Aussagekraft erheben zu lassen, 

die zeigen, aus welchen Gründen Patienten die Aufnahme auf die Warteliste 

verweigert wird bzw. aus welchen Gründen eine Entfernung von Patienten von der 

Warteliste erfolgt.  

3. zu untersuchen, inwieweit regionale und soziale Unterschiede im Zugang zur 

Transplantation gleich geeigneter Patienten zu Organtransplantationsprogrammen 

bestehen. 

 

 

 

Begründung:  

Kriterien für die Nichtaufnahme von Patienten in die Warteliste zur Organtransplantation 

und für die Entfernung von Patienten aus der Warteliste sind nicht allgemein definiert. Es 

steht vor dem Hintergrund unterschiedlicher lokaler Gegebenheiten und unterschiedlicher 

Interessen der Transplantationszentren zu befürchten, dass es zu Ungerechtigkeiten im 

Zugang von Patienten zu Transplantationsprogrammen kommt. Die Verfahren sind 

darüber hinaus intransparent. Darüber hinaus muss damit gerechnet werden, dass schon 

die Vorstellung bei Transplantationszentren erheblich von sozialen Gegebenheiten und 

regionalen Unterschieden abhängt.  

 

 


